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Bosnien-Herzegowinas EU-Beitritt: Noch viel Arbeit nötig
Heilbronner SPD-Abgeordneter und Westbalkan-Berichterstatter Josip Juratovic spricht über Erreichtes und anstehende Aufgaben

Von unserem Redakteur
Christoph Donauer

REGION Die EU-Kommission hat am
Dienstag Beitrittsgespräche mit
Bosnien und Herzegowina empfoh-
len. Das Land habe große Fort-
schritte gemacht und zeige, dass es
die Voraussetzungen erfüllen kann,
sagte Kommissionspräsidentin Ur-
sula von der Leyen. Kommende Wo-
che könnten die EU-Staatschefs
dem Votum folgen.

Für den Heilbronner SPD-Bun-
destagsabgeordneten Josip Jurato-
vic ist das ein großer Erfolg. Er ist
Berichterstatter der SPD für den
Westbalkan. Er habe sich „sein ge-
samtes politisches Leben“ für die
Demokratie in den Ländern des frü-
heren Jugoslawiens eingesetzt, sagt
der 65-Jährige, der in Koprivnica
(heute Kroatien) geboren ist.

Slowenien und Kroatien seien in-
zwischen vollständige EU-Mitglie-

der, während andere Balkanstaaten
seit 2003 darauf warten. „Diese Per-
spektive kann nur eine sein, wenn
man Beitrittsverhandlungen eröff-
net“, sagt Juratovic. „Das gibt den
demokratischen Kräften in der Regi-
on die Chance, das Land weiterzu-
entwickeln.“ Ein Beispiel sei Ser-
bien, wo die Parlamentswahl wegen
Unstimmigkeiten teils wiederholt
werden musste. Ohne Druck aus
Europa wäre das nicht gelungen.

Falsche Strategie In Bosnien-Her-
zegowina habe die Aussicht auf den
EU-Beitritt dafür gesorgt, dass das
demokratische System funktions-
tüchtig gemacht wurde, wenn auch
mit Schwierigkeiten. Die EU und die
UN seien mit mehr als 400 Beamten
20 Jahre lang in dem Land vertreten
gewesen. Die Strategie sei lange ge-
wesen, die Vertreter der drei Völker
des Landes, Bosniaken, Kroaten
und Serben, zusammenzubringen.

„Anschließend hat jeder seine eige-
ne Story erzählt und die EU hat sich
damit zufriedengegeben, die drei
zusammengebracht zu haben“, kriti-
siert Juratovic. „Das war nieder-

schmetternd. Die Menschen auf
dem Westbalkan sind nicht dumm.“

Das Problem seien kriminelle Or-
ganisationen gewesen, die nach
dem Zerfall der Sowjetunion ein kor-
ruptes System errichtet haben. Des-
halb hätten demokratische Institu-
tionen in dem Land gestärkt werden
müssen, besonders das Parlament.
Bevor Bosnien-Herzegowina 2022
Beitrittskandidat wurde, habe die-
ses nur vier Mal in der Wahlperiode
getagt. „Das war lächerlich.“

Dann wurde der CSU-Politiker
Christian Schmidt zum Hohen Re-
präsentanten ernannt. Das Amt wur-
de nach dem Bosnienkrieg geschaf-
fen. Schmidt hat weitreichende Be-
fugnisse, darf Gesetze ändern und
Politiker entlassen. Schmidt habe,
anders als sein Vorgänger, viele
Fortschritte erreicht, sagt Juratovic.
So änderte er das Wahlrecht und be-
schloss, dass die Regierung 45 Tage
nach der Wahl stehen muss. „Wenn

ich ein funktionierendes Parlament
habe, habe ich erst staatliche Institu-
tionen, mit denen ich verhandeln
kann.“ In zwei Jahren seien mehr als
70 Gesetze erlassen worden, um das
Land an die EU anzunähern.

Gleichwohl seien Verhandlungen
noch kein Beitritt. Es dürfe nicht da-
rum gehen, möglichst schnell an
Geld aus Brüssel zu kommen. „Man
wird viel Engagement brauchen,
viel Mitwirkung der Bevölkerung.“
Bisher seien die Reaktionen eher
skeptisch. „Das kann ich verste-
hen.“ Viele Bürger würden glauben,
es gehe um ein Prestigeprojekt.
„Wir müssen jetzt das Vertrauen der
Bevölkerung erlangen.“ Gesund-
heitssystem, Rente und Infrastruk-
tur müssten verbessert werden. Ar-
beit, die sich laut Juratovic lohnt:
„Wir dürfen uns jetzt nicht mit Un-
terschieden befassen, sondern müs-
sen uns ein gemeinsames Ziel set-
zen: ein starkes Europa.“

Josip Juratovic (SPD) hat den Westbal-
kan im Blick. Foto: Benno Kraehahn

Macron bei Scholz
BERLIN Ungeachtet der jüngsten Dif-
ferenzen in der Ukraine-Politik hat
Bundeskanzler Olaf Scholz sein Ver-
hältnis zu Emmanuel Macron als
„sehr freundschaftlich“ bezeichnet.
Er könne versichern, „dass es an-
ders ist, als immer wieder viele den-
ken“. Scholz kommt am Freitag mit
dem französischen Präsidenten in
Berlin zu einem Gespräch zusam-
men. dpa

Antisemitische Studenten
BERLIN Antisemitismus ist einer Stu-
die zufolge bei der großen Mehrheit
der Studierenden in Deutschland
nicht verbreitet. Dennoch zeigen
sich bei fast jedem fünften Hoch-
schüler antisemitische Einstellun-
gen oder eine Tendenz dazu. Dies
ergab eine Befragung von mehr als
2300 Studenten. Die Studie hatte das
Bundesforschungsministerium
nach den Anschlägen der Hamas am
7. Oktober und den anschließenden
antisemitischen Vorfällen an deut-
schen Hochschulen in Auftrag gege-
ben. Der Befragung zufolge hat
rund ein Drittel der jüdischen Stu-
denten selbst Diskriminierung er-
lebt, mehr als die Hälfte hat dies an
der Hochschule beobachtet. dpa

Kurz notiert

Klette soll
Komplizen

gewarnt haben
BERLIN Kurz vor ihrer Verhaftung in
Berlin soll die frühere RAF-Terroris-
tin Daniela Klette nach übereinstim-
menden Medienberichten noch von
ihrer Wohnung aus ihren früheren
Komplizen Burkhard Garweg ge-
warnt haben. Danach soll Klette
eine Sim-Karte aus ihrem Handy in
der Toilette heruntergespült haben.

Wie sich der Vorfall am 26. Fe-
bruar im Stadtteil Kreuzberg genau
abspielte und wie es zu der mögli-
chen Panne kam, war zunächst un-
klar. Die Polizeibehörden in Nieder-
sachsen und Berlin bestätigten die
Berichte nicht, wiesen sie aber auch
nicht zurück. Nach den Berichten
sollen die Polizisten Klette erlaubt
haben, in ihrer Wohnung noch die
Toilette zu benutzen. Klette soll eine
Nachricht an Garweg geschickt ha-
ben, dem Sinn nach: Sie haben mich.

Verantwortlich für den Einsatz
waren Zielfahnder des LKA Nieder-
sachsen. Die Berliner Gewerkschaft
der Polizei kritisierte am Donners-
tag die Kollegen in Niedersachsen
in ungewöhnlich scharfer Form:
„Unsere Fragezeichen werden im-
mer größer und es ist klar, dass das
federführende LKA Niedersachsen
diesen Einsatz selbstkritisch aufar-
beiten muss.“ dpa

Rückschau
15. März

1939 Vor 85 Jahren
Der Einmarsch der Wehrmacht in
Prag besiegelt das vorläufige Ende
der Tschechoslowakei. Am 16. März
wird das „Reichsprotektorat Böh-
men und Mähren“ als Teil des
„Großdeutschen Reiches“ errich-
tet. Die Slowakei hatte am 14. März
auf deutschen Druck die Unabhän-
gigkeit proklamiert.

2022 Vor zwei Jahren
Prestige-Erfolg für den Hightech-
Standort Deutschland: Magdeburg
erhält den Zuschlag für eine Fabrik
des US-Konzerns und weltgrößten
Chip-Herstellers Intel. Die Bauar-
beiten sollen 2024 beginnen.
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einmal miteinander versuchen, falls
Wilders auf das Amt des Minister-
präsidenten verzichtet. Der Rechts-
extreme war gezwungen, nachzuge-
ben. Zurück also auf Null. Als wahr-
scheinliches Szenario gilt nun ein
außerparlamentarisches Kabinett
ohne gemeinsames Regierungspro-
gramm. Dabei würden die anderen
drei Parteivorsitzenden ebenfalls
nur im Parlament sitzen, sie würden
also auch keinen Ministerposten in-
nehaben. kap

tiv-liberale VVD, die Bauernpartei
BBB und der NSC, der Neue Sozial-
vertrag des früheren Christdemo-
kraten Pieter Omtzigt, um einen
Kompromiss, bis der NSC-Chef die
Gespräche platzen ließ. Die Ver-
handlungen, so kommentierte eine
holländische Zeitung, seien von
„Gift, Verbalattacken und Klatsch“
geprägt gewesen.

Trotz der Differenzen entschie-
den die potenziellen Partner vor we-
nigen Tagen, sie würden es noch

Hysterie abkanzelt, wurde mit Ab-
stand stärkste Kraft bei der nieder-
ländischen Parlamentswahl am 22.
November. Die neue Ära aber be-
gann rumplig, und die Sondierungs-
gespräche gestalteten sich schwie-
rig. Vielleicht wird das Ganze auch
im Nirgendwo enden, ergo: in Neu-
wahlen. Genau kann das derzeit kei-
ner vorhersagen, zu kompliziert ge-
staltet sich die politische Situation.
Drei Monate lang rangen Wilders’
Ein-Mann-Partei PVV, die konserva-

Fall“, schrieb der 60-Jährige am
Mittwochabend auf X.

Noch vor wenigen Monaten galt
der Radikale als der strahlende
Triumphator. Ausgerechnet der
„niederländische Donald Trump“,
der die Unterstützung für die Ukrai-
ne stoppen, Moscheen schließen
und den Koran verbieten will, den
Austritt der Niederlande aus der EU
fordert, wegen Beleidigung von
Marokkanern verurteilt wurde und
Klimaschutzpolitik als unnötige

DEN HAAG Tagelang versuchten sie,
auf einem Landgut in der niederlän-
dischen Provinz eine Last-Minute-
Einigung zu finden. Doch es gab kei-
nen Durchbruch bei den Verhand-
lungen zwischen den konservativen
Parteichefs. Und so musste der
Rechtspopulist Geert Wilders seine
Hoffnung auf das Spitzenamt in den
Niederlanden aufgeben. Er könne
nur Premierminister werden, „wenn
ALLE Parteien in der Koalition dies
unterstützen. Das war nicht der

Geert Wilders wird nicht Regierungschef der Niederlande

Union hofft vergebens auf Unterstützung
BERLIN Abstimmung zur Taurus-Lieferung wird klar verloren – Einige Unionsabgeordnete bleiben fern

Von Carsten Hoffmann
und Ulrich Steinkohl

D
er Bundestag hat die sofor-
tige Lieferung deutscher
Taurus-Marschflugkörper
an die Ukraine erneut mit

großer Mehrheit abgelehnt. Ein An-
trag der Union, das weitreichende
Waffensystem „unverzüglich“ wei-
terzugeben, fand am Donnerstag
nach einer hart geführten Debatte
keine Mehrheit. In den Beratungen
wurden innerhalb der drei Ampel-
Parteien erhebliche Meinungsver-
schiedenheiten darüber deutlich, ob
Deutschland das Waffensystem
dem von Russland angegriffenen
Land zur Verfügung stellen sollte
oder nicht.

SPD-Fraktionschef Rolf Mütze-
nich verteidigte das wiederholte
Nein von Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD): „Zeitenwenden sind
nichts für politische Spielernaturen.
Gebraucht wird Verstand, Beson-
nenheit und Klarheit. Und das tut
der Bundeskanzler in der Abwä-
gung, die er als Regierungschef
hat“, sagte Mützenich.

Abweichler An der Abstimmung be-
teiligten sich 687 der 735 Abgeord-
neten. Gegen die Lieferung stimm-
ten 494 Parlamentarier, 188 waren
dafür, es gab fünf Enthaltungen. Die
Unionsfraktion zählt 197 Abgeord-
nete, von denen acht nicht an der Ab-
stimmung teilnahmen. Die drei Uni-
onsabgeordneten Mario Czaja
(CDU), Jens Koeppen (CDU) und
Emmi Zeulner (CSU) stimmten ge-
gen den Antrag ihrer Fraktion, drei
weitere Unionsabgeordnete enthiel-
ten sich. Dafür votierten auch die
FDP-Abgeordneten Wolfgang Kubi-
cki und Marie-Agnes Strack-Zim-
mermann dafür. SPD und Grüne
stimmten geschlossen dagegen.

Das Taurus-System zeichnet sich
durch eine hohe Reichweite von 500
Kilometern und durch eine große
Präzision aus. Die Waffe ermöglicht
es damit, weit hinter der Front russi-
sche Munitionsdepots, geschützte
Kommandostellen und kriegswich-
tige Infrastruktur zu zerstören. Als

ein Beispiel wurde wiederholt die 19
Kilometer lange Brücke von
Kertsch genannt. Sie verbindet die
2014 völkerrechtswidrig einverleib-
te Krim und das russische Festland.

Gegner einer Lieferung befürchten
eine mögliche Eskalation. Es wurde
auch bereits darauf hingewiesen,
dass die Waffe bis nach Moskau rei-
chen könne.

Die Union warb im Bundestag ve-
hement dafür, der Ukraine mit der
Lieferung der Marschflugkörper in
ihrem Abwehrkampf gegen Russ-
land zu helfen. Es brauche Ent-

schlossenheit und Klarheit in der
Unterstützung der Ukraine, sagte
der stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende Johann Wadephul (CDU).
Das von der SPD und Kanzler Scholz
immer wieder vorgebrachte Argu-
ment, mit einem Nein zur Lieferung
Besonnenheit zu zeigen, ließ Wade-
phul nicht gelten: „Ihre vermeint-
liche Besonnenheit hat Herrn Putin
immer nur wieder befeuert in seiner
Aggression gegen die Ukraine. Das
ist das Resultat.“

Die stellvertretende Vorsitzende
der Grünen-Fraktion, Agnieszka
Brugger, befürwortete die Forde-
rung der Union im Grundsatz. „Die
drängendste Frage ist in der Tat die
Munition, aber auch weitreichende
Waffen wie Taurus“, sagte sie. Es
brauche beides. Die Grünen-Politi-
kerin warnte: „Auch Zögern und
Zaudern kann am Ende zur Eskalati-
on beitragen.“ Brugger ging eben-
falls auf das Argument der Beson-
nenheit ein und betonte, auch die
Grünen würden alle Risiken sorgfäl-
tig abwägen. „Und das lassen wir
uns als Grüne von niemandem ab-
sprechen, auch nicht vom Bundes-
kanzler.“

Der FDP-Verteidigungspolitiker
Alexander Müller betonte: „Wir wol-
len die Ukraine unterstützen mit al-
lem, was wir haben, mit allem, was
sie braucht, mit allem, was wir abge-
ben können. Und ja, aus unserer
Sicht, aus Sicht der Freien Demo-
kraten gehört auch der Taurus mit
dazu.“ Gegen Kremlchef Wladimir
Putin helfe nur Einigkeit und „klare
Kante“, sagte der FDP-Politiker.

Klares Nein Strikte Ablehnung
kam vom AfD-Fraktionsvorsitzen-
den Tino Chrupalla. „Eine Liefe-
rung von Taurus bedeutet die Ver-
längerung des Krieges“, warnte er.
„Sie schadet vielleicht Russland,
aber den Ukrainern ebenso und vor
allem gefährdet sie Deutschland.“

In der Debatte äußerte Sahra Wa-
genknecht, die mit ihrem linken
Bündnis BSW als Gruppe im Bun-
destag vertreten ist, die Überzeu-
gung, dass die Ukraine den Krieg
nicht gewinnen könne. dpa

Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende Johann Wade-
phul (CDU) warb vehement für eine Lieferung.

Rolf Mützenich, Fraktionsvorsitzender der SPD, verteidigte
entschieden das Nein des Kanzlers. Fotos: dpa

30 Grünen-Abgeordnete fordern die Lieferung
Verfügung stellen kann und sollte.“
Unterstützt wird auch die Möglichkeit
eines Ringtausches, bei dem bei-
spielsweise Taurus an Großbritannien
gehen und von dort andere Marsch-
flugkörper an die Ukraine gegeben
werden. dpa

scher Marschflugkörper begrüßt.
Weiter heißt es: „Die Sonderaus-
schusssitzung des Verteidigungsaus-
schusses am 11.03.2024 bestärkt uns
in der Überzeugung, dass auch
Deutschland diese Fähigkeiten mit
dem Marschflugkörper Taurus zur

Eine Gruppe von Grünen-Abgeord-
neten forderte aber in einer persön-
lichen Erklärung eine Lieferung des
Waffensystems. In dem knapp drei-
seitigen Papier, das der Deutschen
Presse-Agentur vorliegt, wird die Lie-
ferung europäischer und amerikani-
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